
und Sympathie aller in der IVDJ zusammengeschlos­
senen demokratischen Juristen genießt.) Die Teilnahme 
demokratischer Juristen aus Westdeutschland wurde 
von den Delegationen aller Länder als Mahnung und 
Verpflichtung aufgefaßt, ihre Stimme gegen die Atom­
kriegspolitik der Adenauer-Regierung und die rechts­
widrige Tätigkeit von Kriegsverbrechern und aktiven 
Parteigängern des Naziregimes im Staatsapparat und 
vor allem in der Justiz Westdeutschlands zu erheben. 
Das Ziel des Kongresses, die sich aus der gegenwärtigen 
internationalen Situation ergebende Aufgabenstellung 
der IVDJ und die Verantwortung der Juristen im 
Kampf der Völker für die Sicherung des Weltfriedens, 
das Selbstbestimmungsrecht der Nationen und die demo­
kratischen Rechte und Freiheiten der Menschen heraus­
zuarbeiten, bestimmte bereits den Inhalt der von den 
nationalen Sektionen geleisteten umfangreichen Vor­
arbeiten; es wurde nochmals in der Eröffnungssitzung 
vorgezeichnet. Hier erhielt — nach der Begrüßung durch 
die bulgarischen Gastgeber — neben einer Reihe ande­
rer Delegationschefs auch Frau Minister Dr. B e n j a -  
m i n als Leiter der Delegation unserer Republik das 
Wort zur Begrüßung des Kongresses2.
Ihre Bestätigung und besondere Würdigung fand die 
hohe Verantwortung der IVDJ und ihres VII. Kon­
gresses durch eine Grußbotschaft des sowjetischen Mini­
sterpräsidenten N. S. C h r u s c h t s c h o w .  Diese eben­
so ehrenvolle wie verpflichtende Botschaft, die von 
den Delegierten begeistert aufgenommen wurde, gip­
felt in der Feststellung:

„ . . .  Es gibt aber noch nicht zu unterschätzende Kräfte, 
die sich der Volksbewegung. für Frieden und Fort­
schritt entgegensetzen. Die Regierungen imperialisti­
scher Mächte greifen in die Angelegenheiten anderer 
Länder ein und versuchen den Prozeß der Befreiung 
der Völker vom kolonialen Joch aufzuhalten. Sie ver­
letzen ohne Skrupel die Normen des internationalen 
Rechts und treffen Vorbereitungen für einen neuen 
Krieg. Unter diesen Bedingungen sind Ihre Be­
mühungen für Recht und Gerechtigkeit, für die ge­
setzlichen Forderungen der Völker, für die Vertei­
digung des Friedens, für Demokratie und Fortschritt, 
gegen die Angriffe der Reaktion auf Recht und Frei­
heit zu kämpfen, edle Bestrebungen, die die schön­
sten Hoffnungen der Menschheit verkörpern.“

Die Ergebnisse der Beratungen des VII. Kongresses zei­
gen, daß seine Teilnehmer sich ihrer in diesen Worten 
klar umrissenen Verantwortung gegenüber den fried­
liebenden Völkern bewußt sind.

*

Um die umfangreiche Tagesordnung bewältigen zu kön­
nen, wurden die Beratungen — neben den Plenartagun­
gen, den Tagungen des Präsidiums, in dem alle Dele­
gationsleiter vertreten waren, sowie des Sekretariats 
der IVDJ — in vier Kommissionen durchgeführt, über 
deren Arbeitsergebnisse im folgenden berichtet wer­
den soll.

Die Stellung des Juristen in der gegenwärtigen Welt

Bereits in den Beratungen im Plenum wiesen die Dele­
gierten mit allem Nachdruck auf die gesellschaftlichen 
und politischen Aufgaben des Juristen in der heutigen 
Welt hin und betonten seine Verantwortung für das 
friedliche und freie Leben und den gesellschaftlichen 
Fortschritt seines eigenen Volkes ebenso wie für das 
friedliche Zusammenleben der Völker. So führte der 
Generalstaatsanwalt von Kuba, Santiago C u b a ,  aus, 
daß das kubanische Volk seine revolutionären demo­
kratischen Errungenschaften und den Frieden gegen
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die Aggressionsdrohungen des US-amerikanischen Mo­
nopolkapitalismus verteidigt und, aufbauend auf sei­
nem auf revolutionärem Wege errungenen Selbstbestim­
mungsrecht, eine Politik der Freundschaft mit allen 
Völkern betreiben will. Aufgabe der Juristen sei es, 
das kubanische Volk dabei mit allen ihnen zur Ver­
fügung stehenden Mitteln zu unterstützen.

Der Leiter der Delegation aus den USA, Mitglied der 
Anwaltskammer des Staates New York und zugelassen 
beim Obersten Gericht der USA, Albert L. C o l l o n s , -  
betonte die Notwendigkeit der friedlichen Verständi­
gung über die weltpolitischen Probleme der Gegen­
wart und wertete den Kongreß wie auch die Teilnahme 
seiner Delegation als einen konkreten, diesem Ziel 
dienenden Beitrag.

Diese Ausführungen und auch die anderen Beiträge 
zeigten bereits die Bedeutung des Tagesordnungspunk­
tes, mit dem sich die erste Kommission zu beschäftigen 
hatte. Im Ergebnis der Diskussion in der Kommission 
selbst stellten die Delegierten fest, daß sich die Pflich­
ten des Juristen heute nicht mehr auf das Studium 
und die Auslegung von gesetzlichen Bestimmungen und 
rechtswissenschaftlichen Theorien sowie auf die Ver­
teidigung privater Interessen beschränken können. Der 
Jurist müsse vielmehr die Anforderungen seiner Zeit 
und die Bestrebungen seines Volkes erkennen und die 
demokratische Gesetzlichkeit in den Dienst einer fort­
schrittlichen Entwicklung der gesellschaftlichen und 
internationalen Beziehungen stellen. Angesichts der 
internationalen Lage und unter Berücksichtigung der 
besonderen Bedingungen seines Landes muß er stets 
bereit sein, jeder Bedrohung des Friedens sowie der 
demokratischen Freiheiten und Grundrechte der Men­
schen entgegenzutreten. Ausgehend von dieser Erkennt­
nis, sei es notwendig, die Verletzung grundlegender 
Prinzipien des Völkerrechts, der Demokratie und der 
Menschenrechte in einigen Ländern aufzuzeigen und 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Rechte der Völker 
und der Bürger vorzubereiten.
Neben der eklatanten Mißachtung des Rechts der Völ­
ker auf Frieden und nationale Selbstbestimmung in 
Algerien, im Kongo usw. waren es vor allem auch die 
Fragen der revanchistischen und militaristischen Ent­
wicklung in Westdeutschland, die von mehreren Dele­
gierten behandelt wurden. Nachdem unsere Freunde 
aus Volkspolen und der CSSR und auch Delegierte aus 
Frankreich und Südamerika auf die großen Gefahren 
aufmerksam gemacht hatten, die dem Weltfrieden durch 
die Atomkriegsvorbereitungen der westdeutschen Mili­
taristen und Revanchisten drohen und die eine fort­
laufende Zerstörung von Recht und Gesetzlichkeit in 
Westdeutschland zur Folge haben, charakterisierte die 
DDR-Delegation durch ihren Sprecher, Prof. Dr. 
R e n n e b e r g ,  die unterschiedliche Haltung der bei­
den deutschen Staaten zu den Normen und Prinzipien 
des Völkerrechts, die von den Alliierten zur Überwin­
dung und Ausrottung des deutschen Militarismus und 
Faschismus festgelegt worden waren, und zum Selbst­
bestimmungsrecht unseres Volkes. In diesem Beitrag 
wurde dargelegt, daß mit der Deutschen Demokra­
tischen Republik in Deutschland selbst eine festgefügte 
und unerschütterliche Kraft vorhanden ist, die gemein­
sam mit den friedliebenden Kräften Westdeutschlands 
und aller anderen Länder imstande ist, den von den 
revanchistischen und militaristischen Elementen West­
deutschlands heraufbeschworenen Gefahren zu begeg­
nen und ganz Deutschland zur Heimstatt eines dauer­
haften Friedens in Europa zu machen. Es wurde nach­
gewiesen, daß durch die konsequente Verwirklichung 
des demokratischen Selbstbestimmungsrechts unseres 
Volkes und der grundlegenden Normen des demokra­
tischen Völkerrechts auf dem Gebiet des Rechtswesens 
und der Justiz in der DDR — deren jüngster Schritt 
die Einführung der Wahl der Richter der Bezirks- und 
Kreisgerichte ist — die Richtigkeit unserer Feststellung
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